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Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Grundsätze des Haushaltsrechts 
des Bundes und der Länder 
(Haushaltsgrundsätzegesetz — HGrG) 

— aus Drucksache V/3040 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Althammer *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. den Entwurf eines Gesetzes über die Grundsätze 
des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder 
(Haushaltsgrundsätzegesetz — HGrG) — aus 
Drucksache V/3040 — in der aus der nachstehen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung an- 
zunehmen; 

2. den Antrag der Fraktion der SPD betr. Bildung 
eines Rates für Finanzplanung (Finanzplanungs- 
rat) Drucksache V/2134 — durch die Beschluß- 
fassung zu Nummer 1. für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Juni 1969 


Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Dr. Althammer 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache V/4379 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Grundsätze des Haushaltsrechts des 
Bundes und der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz — HGrG) 

— aus Drucksache V/3040 — 

mit den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes 
und der Länder 

(Haushaltsgrundsätzegesetz — HGrG) 

Der Bundestag hat mit Zustimung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

TEIL I 

Vorschriften für die Gesetzgebung des Bundes 
und der Länder 

§ 1 

Gesetzgebungsauftrag 

Die Vorschriften dieses Teils enthalten Grund- 
sätze für die Gesetzgebung des Bundes und der 
Länder. Bund und Länder sind verpflichtet, ihr Haus- 
haltsrecht bis zum 1. Januar 1972 nach diesen Grund- 
sätzen zu regeln. 

ABSCHNITT 1 
Finanzplanung 
§ 2 

Verfahren 

(1) Das erste Planungsjahr der fünfjährigen Fi- 
nanzplanung nach § 9 des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
vom 8 . Juni 1967 (Bundesgesetzbl. 1 S. 582) ist das 
laufende Haushaltsjahr. 

(2) Der Finanzplan (§ 9 Abs . 2 Satz 2 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft) ist den gesetzgebenden Körperschaften 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes 
und der Länder 

(Haushaltsgrundsätzegesetz — HGrG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

TEIL I 

Vorschriften für die Gesetzgebung des Bundes 
und der Länder 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

entfällt 
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spätestens im Zusammenhang mit dem Entwurf des 
Haushaltsgesetzes für das nächste Haushaltsjahr 
vorzulegen. 

(3) Die Planung nach §11 Satz 1 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft ist für Investitionsvorhaben des dritten 
Planungsjahres in ausreichendem Umfang so vorzu- 
bereiten, daß mit ihrer Durchführung kurzfristig 
begonnen werden kann. 

(4) Die Regierung soll rechtzeitig geeignete Maß- 
nahmen treffen, die nach der Finanzplanung erfor- 
derlich sind, um eine geordnete Haushaltsentwick- 
lung unter Berücksichtigung des voraussichtlichen 
gesamtwirtschaftlichen Leistungsvermögens in den 
einzelnen Planungsjahren zu sichern. 

ABSCHNITT 11 

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 

§ 3 

Bedeutung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan dient der Feststellung des Fi- 
nanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben des 
Bundes oder des Landes im Bewilligungszeitraum 
voraussichtlich notwendig ist. Der Haushaltsplan 
ist Grundlage für die Haushalts- und Wirtschafts- 
führung. Bei seiner Aufstellung und Ausführung 
ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 

§ 4 

Wirkungen des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, 
Ausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzu- 
gehen. 

(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche 
oder Verbindlichkeiten weder begründet noch auf- 
gehoben. 

§ 5 

Haushaltsjahr 

Rechnungsjahr (Haushaltsjahr) ist das Kalender- 
jahr. Der für die Finanzen zuständige Minister kann 
für einzelne Bereiche etwas anderes bestimmen. 

§ 6 

Notwendigkeit der Ausgaben und 

V erpf lichtungsermächtigungen 

Bei Aufstellung und Ausführung des Haushalts- 
plans sind nur die Ausgaben und die Ermächtigun- 
gen zum Eingehen von Verpflichtungen zur Leistung 
von Ausgaben in künftigen Jahren (Verpflichtungs- 
ermächtigungen) zu berücksichtigen, die zur Erfül- 
lung der Aufgaben des Bundes oder des Landes 
notwendig sind. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


ABSCHNITT I 

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 
§ 3 

Bedeutung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan dient der Feststellung und 
Deckung des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der 
Aufgaben des Bundes oder des Landes im Bewilli- 
gungszeitraum voraussichtlich notwendig ist. Der 
Haushaltsplan ist die Grundlage für die Haus- 
halts- und Wirtschaftsführung. Bei seiner Aufstel- 
lung und Ausführung ist den Erfordernissen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu 
tragen. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 
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§ 7 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen 

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haus- 
haltsplans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und der Sparsamkeit zu beachten. 

(2) Für geeignete Maßnahmen von erheblicher 
finanzieller Bedeutung sind Nutzen-Kosten-Unter- 
suchungen anzustellen. 

§ 8 

Grundsatz der Gesamtdeckung 

Alle Einnahmen dienen als Deckungsmittel für 
alle Ausgaben. Auf die Verwendung für bestimmte 
Zwecke dürfen Einnahmen nur beschränkt werden, 
soweit dies durch Gesetz vorgeschrieben ist oder 
Ausnahmen im Haushaltsplan zugelassen worden 
sind. 

ABSCHNITT III 

Aufstellung des Haushaltsplans 

§ 9 

Vollständigkeit und Einheit, Fälligkeitsprinzip 

(1) Für jedes Haushaltsjahr ist ein Haushaltsplan 
aufzustellen. 

(2) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushalts- 
jahr 

1. zu erwartenden Einnahmen, 

2. voraussichtlich zu leistenden Ausgaben 
und 

3. voraussichtlich benötigten Verpflichtungs- 
ermächtigungen. 

§ 10 

Geltungsdauer der Haushaltspläne 

(1) Der Haushaltsplan kann für zwei Haushalts- 
jahre, nach Jahren getrennt, aufgestellt werden. 

(2) Der Haushaltsplan kann in einen Verwaltungs- 
haushalt und in einen Finanzhaushalt gegliedert 
werden; beide können jeweils für zwei Haushalts- 
jahre, nach Jahren getrennt, aufgestellt werden. Die 
Bewilligungszeiträume für beide Haushalte können 
in aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren beginnen. 

§ 11 

Einzelpläne, Gesamtplan, Gruppierungsplan 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus den Einzel- 
plänen und dem Gesamtplan. Die Einzelpläne 
enthalten die Einnahmen, Ausgaben und Verpflich- 
tungsermächtigungen eines einzelnen Verwaltungs- 
zweigs oder bestimmte Gruppen von Einnahmen, 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 7 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen 

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haus- 
haltsplans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit zu beachten. 

(2) unverändert 

§ 8 

unverändert 


ABSCHNITT II 

Aufstellung des Haushaltsplans 
§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

Einzelpläne, Gesamtplan, Gruppierungsplan 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus den Einzel- 
plänen und dem Gesamtplan. 

(2) Die Einzelpläne enthalten die Einnahmen, 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen eines 
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Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen. Der 
Gesamtplan gibt die Einnahmen , Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne in 
größeren Zusammenfassungen wieder. 

(2) Die Einzelpläne sind in Kapitel und Titel ein- 
zuteilen. 

(3) Die Einteilung in Titel richtet sich nach Ver- 
waltungsvorschriften über die Gruppierung der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Haushaltsplans nach 
Arten (Gruppierungsplan). In dem Gruppierungsplan 
sind mindestens gesondert darzustellen 

1 . bei den Einnahmen: Steuern, Verwaltungs- 
einnahmen, Einnahmen aus Vermögens- 
veräußerungen, Darlehensrückflüsse, Zu- 
weisungen und Zuschüsse, Einnahmen aus 
Krediten, Entnahmen aus Rücklagen, Münz- 
einnahmen; 

2. bei den Ausgaben: Personalausgaben, 
sächliche Verwaltungsausgaben, Zinsaus- 
gaben, Zuweisungen an Gebietskörper- 
schaften, Zuschüsse an Unternehmen, Til- 
gungsausgaben, Ausgaben für Investitio- 
nen, Darlehen, Zuführungen an Rücklagen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

einzelnen Verwaltungszweigs oder bestimmte Grup- 
pen von Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungs- 
ermächtigungen. Die Einzelpläne sind in Kapitel und 
Titel einzuteilen. Die Einteilung in Titel richtet sich 
nach Verwaltungsvorschriften über die Gruppie- 
rung der Einnahmen und Ausgaben des Haushalts- 
plans nach Arten (Gruppierungsplan). 

(3) In dem Gruppierungsplan sind mindestens 
gesondert darzustellen 

1. bei den Einnahmen: Steuern, Verwaltungs- 
einnahmen, Einnahmen aus Vermögens- 
veräußerungen, Darlehensrückflüsse, Zu- 
weisungen und Zuschüsse, Einnahmen aus 
Krediten, wozu nicht Kredite zur Auf- 
rechterhaltung einer ordnungsmäßigen 
Kassenwirtschaft (Kassenverstärkungs- 
kredite) zählen, Entnahmen aus Rück- 
lagen, Münzeinnahmen; 

2. bei den Ausgaben: Personalausgaben, 
sächliche Verwaltungsausgaben, Zinsaus- 
gaben, Zuweisungen an Gebietskörper- 
schaften, Zuschüsse an Unternehmen, Til- 
gungsausgaben, Schuldendiensthilfen, 
Ausgaben für Investitionen, Darlehen, Zu- 
führungen an Rücklagen. 

(4) Der Gesamtplan enthält 

1. eine Zusammenfassung der Einnahmen, 
Ausgaben und Verpflichtungsermächti- 
gungen der Einzelpläne (Haushaltsüber- 
sicht), 

2. eine Berechnung des Finanzierungssaldos 
(Finanzierungsübersicht). Der Finanzie- 
rungssaldo ergibt sich aus einer Gegen- 
überstellung der Einnahmen mit Aus- 
nahme der Einnahmen aus Krediten vom 
Kreditmarkt, der Entnahmen aus Rück- 
lagen, der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen 
einerseits und der Ausgaben mit Aus- 
nahme der Ausgaben zur Schuldentilgung 
am Kreditmarkt, der Zuführungen an 
Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags anderer- 
seits, 

3. eine Darstellung der Einnahmen aus Kre- 
diten und der Tilgungsausgaben (Kredit- 
finanzierungsplan). 


§ 12 § 12 

Übersichten zum Haushaltsplan, Funktionenplan Übersichten zum Haushaltsplan, Funktionenplan 

(1) Der Haushaltsplan hat folgende Anlagen: (1) Der Haushaltsplan hat folgende Anlagen: 

1. Darstellungen der Einnahmen, Ausgaben 1. unverändert 

und Verpflichtungsermächtigungen 

a) in einer Gruppierung nach bestimmten 
Arten (Gruppierungsübersicht), 
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b) in einer Gliederung nach bestimmten 
Aufgabengebieten (Funktionenüber- 
sicht), 

c) in einer Zusammenfassung nach Buch- 
stabe a und Buchstabe b (Haushalts- 
querschnitt) ; 

2. eine Finanzierungsübersicht, in welcher 
der F inanzierungssaldo dargestellt ist; der 
Finanzierungssaldo ergibt sich aus einer 
Gegenüberstellung der Einnahmen mit 
Ausnahme der Einnahmen aus Kredi- 
ten, der Entnahmen aus Rücklagen , der 
Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüs- 
sen sowie der Münzeinnahmen einerseits 
und der Ausgaben mit Ausnahme der Til- 
gungsausgaben sowie der Zuführungen an 
Rücklagen andererseits; als Tilgungsaus- 
gabe gilt auch die Deckung eines kassen- 
mäßigen Fehlbetrags; 

3. eine Übersicht über die Planstellen der 
Beamten und die Stellen der Angestellten 
und Arbeiter. 

Die Anlagen sind dem Entwurf des Haushaltsplans 
beizufügen. 

(2) Die Funktionenübersicht richtet sich nach Ver- 
waltungsvorschriften über die Gliederung der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Haushaltsplans nach 
Aufgabengebieten (Funktionenplan) . 

§ 13 

Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung, Selbst- 
bewirtschaftungsmittel, Erläuterungen, Planstellen 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in voller 
Höhe und getrennt voneinander zu veranschlagen. 
Dies gilt nicht für die Veranschlagung von Einnah- 
men aus Krediten und Tilgungsausgaben. Darüber 
hinaus können Ausnahmen von Satz 1 im Haushalts- 
plan zugelassen werden. Für einzelne Kosten, Ab- 
gaben, Entgelte und Erstattungen können durch 
Verwaltungsvorschriften Ausnahmen zugelassen 
werden. In den Fällen der Sätze 2 bis 4 ist die 
Berechnung des veranschlagten Betrages dem Haus- 
haltsplan als Anlage beizufügen oder in die Erläu- 
terungen aufzunehmen. 


(2) Die Verpflichtungsermächtigungen sind bei den 
jeweiligen Ausgaben gesondert zu veranschlagen. 

(3) Ausgaben können zur Selbstbewirtschaftung 
veranschlagt werden, wenn hierdurch eine sparsame 
Bewirtschaftung gefördert wird. Selbstbewirtschaf- 
tungsmittel stehen über das laufende Haushaltsjahr 
hinaus zur Verfügung. Bei der Bewirtschaftung auf- 
kommende Einnahmen fließen den Selbstbewirt- 
schaftungsmitteln zu. Bei der Rechnungslegung ist 
nur die Zuweisung der Mittel an die beteiligten 
Stellen als Ausgabe nachzuweisen. 

(4) Die Einnahmen sind nach dem Entstehungs- 
grund, die Ausgaben und die Verpflichtungsermäch- 
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2. eine Übersicht über die den Haushalt in 
Einnahmen und Ausgaben durchlaufenden 
Posten; 


3. unverändert 


Die Anlagen sind dem Entwurf des Haushaltsplans 
beizufügen. 

(2) unverändert 


§ 13 

Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung, Selbst- 
bewirtschaftungsmittel, Erläuterungen, Planstellen 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in voller 
Höhe und getrennt voneinander zu veranschlagen. 
Durch Gesetz kann zugelassen werden, daß 
Satz 1 nicht für die Veranschlagung der Einnahmen 
aus Krediten vom Kreditmarkt und der hiermit zu- 
sammenhängenden Tilgungsausgaben gilt. Darüber 
hinaus können Ausnahmen von Satz 1 im Haus- 
haltsplan zugelassen werden, insbesondere für 
Nebenkosten und Nebenerlöse bei Erwerbs- oder 
Veräußerungsgeschäften. Tn den Fällen des Satzes 3 
ist die Berechnung des veranschlagten Betrages dem 
Haushaltsplan als Anlage beizufügen oder in die 
Erläuterungen aufzunehmen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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tigungen nach Zwecken getrennt zu veranschlagen 
und, soweit erforderlich, zu erläutern. Erläuterungen 
können ausnahmsweise für verbindlich erklärt 
werden. 

(5) Für denselben Zweck sollen Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen nicht bei verschiede- 
nen Titeln veranschlagt werden. 

(6) Planstellen sind nach Besoldungsgruppen und 
Amtsbezeichnungen im Haushaltsplan auszubringen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 14 

Kreditermächtigungen 

(1) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher 
Höhe der für die Finanzen zuständige Minister 
Kredite aufnehmen darf 

1 . zur Deckung von Ausgaben, 

2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungs- 
mäßigen Kassenwirtschaft (Kassenver- 
stärkungskredite); soweit diese Kredite 
zurückgezahlt sind, kann die Ermächti- 
gung wiederholt in Anspruch genommen 
werden. 


(2) Die Ermächtigungen nach Absatz 1 Nr. 1 gelten 
bis zum Ende des nächsten Haushaltsjahres und, 
wenn das Haushaltsgesetz für das zweitnächste 
Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet wird, bis 
zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. Die Er- 
mächtigungen nach Absatz 1 Nr. 2 gelten bis zum 
Ende des laufenden Haushaltsjahres und, wenn das 
Haushaltsgesetz für das nächste Haushaltsjahr nicht 
rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung 
dieses Haushaltsgesetzes. 

(3) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß im 
Haushaltsplan die Ausgaben zu bezeichnen sind, 
die durch Einnahmen aus Krediten gedeckt werden 
sollen. 

§ 15 

Zuwendungen 

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für 
Leistungen an Stellen außerhalb der Verwaltung des 
Bundes oder des Landes zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt 
werden, wenn der Bund oder das Land an der Er- 
füllung durch solche Stellen ein erhebliches Inter- 
esse hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder 
nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden 
kann. 

§ 16 

Übertragbarkeit, Deckungsfähigkeit 


§ 14 

Kreditermächtigungen 

(1) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher 
Höhe der für die Finanzen zuständige Minister 
Kredite aufnehmen darf 

1. unverändert 

2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungs- 
mäßigen Kassenwirtschaft (Kassenver- 
stärkungskredite). Soweit diese Kredite 
zurückgezahlt sind, kann die Ermächti- 
gung wiederholt in Anspruch genommen 
werden. Kassenverstärkungskredite dür- 
fen nicht später als sechs Monate nach 
Ablauf des Haushaltsjahres, für das sie 
aufgenommen worden sind, fällig werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


(1) Ausgaben für Investitionen und Ausgaben aus 
zweckgebundenen Einnahmen sind übertragbar. 
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Andere Ausgaben können im Haushaltsplan für 
übertragbar erklärt werden, wenn sie für eine sich 
auf mehrere Jahre erstreckende Maßnahme be- 
stimmt sind und wenn die Übertragbarkeit eine 
sparsame Bewirtschaftung der Mittel fördert. 

(2) Im Haushaltsplan können Ausgaben für gegen- 
seitig oder einseitig deckungsfähig erklärt werden, 
wenn ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zu- 
sammenhang besteht. Ausgaben, die ohne nähere 
Angabe des Verwendungszwecks veranschlagt sind, 
dürfen nicht für deckungsfähig erklärt werden. 

§ 17 

Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, 
größere Entwicklungsvorhaben 

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
für Baumaßnahmen dürfen erst veranschlagt werden, 
wenn Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen 
vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die 
Kosten der Baumaßnahme, des Grunderwerbs und 
der Einrichtungen sowie die vorgesehene Finanzie- 
rung und ein Zeitplan ersichtlich sind. Den Unter- 
lagen ist eine Schätzung der nach Fertigstellung der 
Maßnahme entstehenden jährlichen Haushaltsbe- 
lastungen beizufügen. 

(2) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
für größere Beschaffungen und größere Entwick- 
lungsvorhaben dürfen erst veranschlagt werden, 
wenn Planungen und Schätzungen der Kosten und 
Kostenbeteiligungen vorliegen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(3) Ausnahmen von den Absätzen 1 und 2 sind 
nur zulässig, wenn es im Einzelfall nicht möglich ist, 
die Unterlagen rechtzeitig fertigzustellen, und aus 
einer späteren Veranschlagung dem Bund oder dem 
Land ein Nachteil erwachsen würde. 

§ 18 

Kassenmäßiger Fehlbetrag 

Ein kassenmäßiger Fehlbetrag ist in den nächsten 
festzustellenden Haushaltsplan einzustellen. Die 
Deckung eines Fehlbetrags durch Einnahmen aus 
Krediten ist nur zulässig, soweit der Fehlbetrag 
durch Ausgaben entstanden ist, die durch Einnahmen 
aus Krediten gedeckt werden dürfen. 

§ 19 

Betriebe, Sondervermögen 

(1) Betriebe des Bundes oder des Landes haben 
einen Wirtschaftsplan aufzustellen, wenn ein Wirt- 
schaften nach Einnahmen und Ausgaben des Haus- 
haltsplans nicht zweckmäßig ist. Der Wirtschaftsplan 
oder eine Übersicht über den Wirtschaftsplan ist 
dem Haushaltsplan als Anlage beizufügen oder in 
die Erläuterungen aufzunehmen. Im Haushaltsplan 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 17 

unverändert 


§ 18 

Fehlbetrag 

Ein Fehlbetrag ist spätestens in den Haushalts- 
plan für das zweitnächste Haushaltsjahr einzustel- 
len. Er darf nur durch Einnahmen aus Krediten ge- 
deckt werden, soweit die Möglichkeiten einer Kre- 
ditaufnahme nicht ausgeschöpft sind. 

§ 19 

unverändert 
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sind nur die Zuführungen oder die Ablieferungen zu 
veranschlagen. Planstellen sind nach Besoldungs- 
gruppen und Amtsbezeichnungen im Haushaltsplan 
auszubringen. 

(2) Bei Sondervermögen sind nur die Zuführungen 
oder die Ablieferungen im Haushaltsplan zu ver- 
anschlagen. Über die Einnahmen, Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen der Sondervermögen 
sind Übersichten dem Haushaltsplan als Anlagen 
beizufügen oder in die Erläuterungen aufzunehmen. 


ABSCHNITT IV 

Ausführung des Haushaltsplans 

§ 20 

Erhebung der Einnahmen, Bewirtschaftung 
der Ausgaben 

(1) Einnahmen sind rechtzeitig und vollständig zu 
erheben. 

(2) Ausgaben dürfen nur soweit und nicht eher 
geleistet werden, als sie zur wirtschaftlichen und 
sparsamen Verwaltung erforderlich sind. Die Aus- 
gabemittel sind so zu bewirtschaften, daß sie zur 
Deckung aller Ausgaben ausreichen, die unter die 
einzelne Zweckbestimmung fallen. Die Sätze 1 und 2 
gelten für die Inanspruchnahme von Verpflichtungs- 
ermächtigungen entsprechend. 

§ 21 

Bruttonachweis, Einzelnachweis 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben sind mit ihrem 
vollen Betrag bei dem hierfür vorgesehenen Titel 
zu buchen, soweit sich aus § 13 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 
nichts anderes ergibt. 

(2) Für denselben Zweck dürfen Ausgaben aus 
verschiedenen Titeln nur geleistet werden, soweit 
der Haushaltsplan dies zuläßt. Entsprechendes gilt 
für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermäch- 
tigungen. 

§ 22 

Kreditfinanzierte Ausgaben 

(1) Soweit im Haushaltsplan die Ausgaben zu 
bezeichnen sind, die durch Einnahmen aus Krediten 
gedeckt werden sollen (§ 14 Abs . 3), bedürfen die 
Leistung dieser Ausgaben und das Eingehen von 
Verpflichtungen zur Leistung solcher Ausgaben der 
vorherigen Zustimmung (Einwilligung) des für die 
Finanzen zuständigen Ministers. Stehen Kreditmittel 
nicht rechtzeitig zur Verfügung, darf der für die 
Finanzen zuständige Minister die Einwilligung nur 
erteilen, wenn durch das Unterlassen oder das Hin- 
ausschieben der Ausgabe schwerwiegende Nach- 
teile für den Bund oder das Land entstehen würden 
und wenn er die Verpflichtung im Hinblick auf die 


ABSCHNITT III 

Ausführung des Haushaltsplans 
§ 20 

unverändert 


§ 21 

unverändert 


§ 22 

Kreditfinanzierte Ausgaben 

(1) Soweit im Haushaltsplan die Ausgaben be- 
zeichnet sind, die durch Einnahmen aus Krediten 
gedeckt werden sollen, bedürfen die Leistung die- 
ser Ausgaben und das Eingehen von Verpflichtun- 
gen zur Leistung solcher Ausgaben der vorherigen 
Zustimmung (Einwilligung) des für die Finanzen 
zuständigen Ministers. Stehen Kreditmittel nicht 
rechtzeitig zur Verfügung, darf der für die Finanzen 
zuständige Minister die Einwilligung nur erteilen, 
wenn durch das Unterlassen oder Hinausschieben 
der Ausgabe schwerwiegende Nachteile für den 
Bund oder das Land entstehen würden oder wenn 
er die Verpflichtung im Hinblick auf die Entwick- 
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Entwicklung der Einnahmen oder Ausgaben für ver- 
tretbar hält. 

(2) Anstelle der in Absatz 1 getroffenen Regelung 
kann durch Gesetz bestimmt werden, daß die Lei- 
stung von Ausgaben für Investitionen und das Ein- 
gehen von Verpflichtungen zur Leistung solcher 
Ausgaben der Einwilligung des für die Finanzen 
zuständigen Ministers bedürfen. 

§ 23 

V erpf lichtungsermächtigungen 

(1) Maßnahmen, die den Bund oder das Land zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjah- 
ren verpflichten können, dürfen nur getroffen wer- 
den , wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Im 
Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren 
Bedürfnisses kann der für die Finanzen zuständige 
Minister Ausnahmen zulassen. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Ein- 
willigung des für die Finanzen zuständigen Ministers, 
soweit er nicht darauf verzichtet. Durch Gesetz kann 
zugelassen werden, daß die Einwilligung des für die 
Finanzen zuständigen Ministers nicht erforderlich 
ist, soweit im Haushaltsplan die voraussichtlichen 
Verpflichtungen zu Lasten mehrerer Haushaltsjahre 
nach Jahresbeträgen angegeben werden und von 
diesen Angaben bei der Ausführung des Haushalts- 
plans nicht erheblich abgewichen wird. 

(3) Der für die Finanzen zuständige Minister ist 
bei Maßnahmen nach Absatz 1 von grundsätzlicher 
oder erheblicher finanzieller Bedeutung über den 
Beginn und den Verlauf von Verhandlungen zu 
unterrichten. 

(4) Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen 
eingegangen werden, ohne daß die Voraussetzungen 
der Absätze 1 und 2 vorliegen. Das Nähere regelt 
der für die Finanzen zuständige Minister. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Verträge im Sinne 
von Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes nicht 
anzuwenden. 

§ 24 

Gewährleistungen, Kreditzusagen 

(1) Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien 
oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben 
in künftigen Haushaltsjahren führen können, be- 
dürfen einer Ermächtigung durch Gesetz, die der 
Höhe nach bestimmbar ist. 

(2) Kreditzusagen sowie die Übernahme von 
Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewähr- 
leistungen bedürfen der Einwilligung des für die 
Finanzen zuständigen Ministers. Er ist an den Ver- 
handlungen zu beteiligen. Er kann auf die Befug- 
nisse nach den Sätzen 1 und 2 verzichten. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

lung der Einnahmen oder Ausgaben für vertret- 
bar hält. 

(2) unverändert 


§ 23 

Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Maßnahmen, die den Bund oder das Land zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjah- 
ren verpflichten können, sind nur zulässig, wenn 
der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Im Falle eines 
unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürf- 
nisses kann der für die Finanzen zuständige Mini- 
ster Ausnahmen zulassen. 

(2) unverändert 


(3) Der für die Finanzen zuständige Minister ist 
bei Maßnahmen nach Absatz 1 von grundsätzlicher 
oder erheblicher finanzieller Bedeutung über den 
Beginn und Verlauf von Verhandlungen zu unter- 
richten. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 24 

Gewährleistungen, Kreditzusagen 

(1) Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien 
oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben 
in künftigen Haushaltsjahren führen können, be- 
darf einer Ermächtigung durch Gesetz, die der Höhe 
nach bestimmt ist. 

(2) unverändert 
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(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 haben die zu- 
ständigen Stellen auszubedingen, daß sie oder von 
ihnen Beauftragte bei den Beteiligten jederzeit prü- 
fen können, soweit dies im Zusammenhang mit der 
Verpflichtung notwendig ist. 


§ 25 

Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung 

Der Erlaß von Rechtsverordnungen und Verwal- 
tungsvorschriften, der Abschluß von Tarifverträgen 
und die Gewährung von über- oder außertariflichen 
Leistungen sowie die Festsetzung oder Änderung 
von Entgelten für Verwaltungsleistungen bedürfen 
der Einwilligung des für die Finanzen zuständigen 
Ministers, wenn diese Regelungen zu Einnahme- 
minderungen oder zu zusätzlichen Ausgaben im lau- 
fenden Haushaltsjahr oder in künftigen Haushalts- 
jahren führen können. Satz 1 ist auf sonstige Maß- 
nahmen von grundsätzlicher oder erheblicher finan- 
zieller Bedeutung anzuwenden, wenn sie zu Ein- 
nahmeminderungen im laufenden Haushaltsjahr 
oder in künftigen Haushaltsjahren oder zu zusätz- 
lichen Ausgaben im laufenden Haushaltsjahr führen 
können. 

§ 26 

Haushaltswirtschaftlidie Sperre 

Wenn die Entwicklung der Einnahmen oder Aus- 
gaben es erfordert, kann der für die Finanzen zu- 
ständige Minister das Eingehen von Verpflichtungen 
oder die Leistung von Ausgaben von seiner Ein- 
willigung abhängig machen. 

§ 27 

Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln 
oder Vermögensgegenständen 

(1) Bei Zuwendungen nach § 15 ist zu bestimmen, 
wie die zweckentsprechende Verwendung der Zu- 
wendungen nachzuweisen ist. Außerdem ist ein 
Prüfungsrecht der zuständigen Dienststelle oder ihrer 
Beauftragten festzulegen. 

(2) Sollen Mittel oder Vermögensgegenstände des 
Bundes oder des Landes von Stellen außerhalb der 
Verwaltung des Bundes oder des Landes verwaltet 
werden, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

§ 28 

Sachliche und zeitliche Bindung 

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
dürfen nur zu dem im Haushaltsplan bezeichneten 
Zweck, soweit und solange er fortdauert, und nur 
bis zum Ende des Haushaltsjahres geleistet oder in 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 haben die zu- 
ständigen Stellen auszubedingen, daß sie oder ihre 
Beauftragten bei den Beteiligten jederzeit prüfen 
können, soweit dies im Zusammenhang mit der 
Verpflichtung notwendig ist. Von der Ausbedin- 
gung eines Prüfungsrechts kann ausnahmsweise 
mit Einwilligung des für die Finanzen zuständigen 
Ministers abgesehen werden. 

§ 25 

Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung 

Der Erlaß von Verwaltungsvorschriften, der Ab- 
schluß von Tarifverträgen und die Gewährung von 
über- oder außertariflichen Leistungen sowie die 
Festsetzung oder Änderung von Entgelten für Ver- 
waltungsleistungen bedürfen der Einwilligung des 
für die Finanzen zuständigen Ministers, wenn 
diese Regelungen zu Einnahmeminderungen oder 
zu zusätzlichen Ausgaben im laufenden Haushalts- 
jahr oder in künftigen Haushaltsjahren führen kön- 
nen. Satz 1 ist auf sonstige Maßnahmen von grund- 
sätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung 
anzuwenden, wenn sie zu Einnahmeminderungen 
im laufenden Haushaltsjahr oder in künftigen 
Haushaltsjahren oder zu zusätzlichen Ausgaben im 
laufenden Haushaltsjahr führen können. 

§ 26 

Haushaltswirtschaftliche Sperre 

Wenn die Entwicklung der Einnahmen oder Aus- 
gaben es erfordert, kann es der für die Finanzen 
zuständige Minister von seiner Einwilligung ab- 
hängig machen, ob Verpflichtungen eingegangen 
oder Ausgaben geleistet werden. 

§ 27 

Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln 
oder Vermögensgegenständen 

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraus- 
setzungen des § 15 gewährt werden. Dabei ist zu 

bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwen- 
dung der Zuwendungen nachzuweisen ist. Außer- 
dem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen Dienst- 
stelle oder ihrer Beauftragten festzulegen. 

(2) unverändert 


§ 28 

unverändert 
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Anspruch genommen werden. Durch Gesetz kann 
zugelassen werden, daß nicht in Anspruch genom- 
mene Verpflichtungsermächtigungen bis zur Ver- 
kündung des Haushaltsgesetzes für das nächste 
Haushaltsjahr gelten. 

(2) Bei übertragbaren Ausgaben können Ausgabe- 
reste gebildet werden, die für die jeweilige Zweck- 
bestimmung über das Haushaltsjahr hinaus bis zum 
Ende des auf die Bewilligung folgenden zweitnäch- 
sten Haushaltsjahres verfügbar bleiben. Bei Bauten 
tritt an die Stelle des Haushaltsjahres der Bewilli- 
gung das Haushaltsjahr, in dem der Bau in seinen 
wesentlichen Teilen in Gebrauch genommen ist. Der 
für die Finanzen zuständige Minister kann im Einzel- 
fall Ausnahmen zulassen. 

(3) Der für die Finanzen zuständige Minister kann 
in besonders begründeten Einzelfällen die Über- 
tragbarkeit von Ausgaben zulassen, soweit Aus- 
gaben für bereits bewilligte Maßnahmen noch im 
nächsten Haushaltsjahr zu leisten sind. 

§ 29 

Personalwirtschaftliche Grundsätze 

(1) Ein Amt darf nur zusammen mit der Einwei- 
sung in eine besetzbare Planstelle verliehen werden. 

(2) Personalausgaben, die nicht auf Gesetz oder 
Tarifvertrag beruhen, dürfen nur geleistet werden, 
wenn dafür Ausgabemittel besonders zur Verfügung 
gestellt sind. 

§ 30 

Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, 
größere Entwicklungsvorhaben 

(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen wer- 
den, wenn ausführliche Bauentwurfszeichnungen und 
Kostenberechnungen vorliegen, es sei denn, daß es 
sich um kleine Baumaßnahmen handelt. In den Zeich- 
nungen und Berechnungen darf von den in § 17 
bezeichneten Unterlagen nur insoweit abgewichen 
werden, als die Änderung nicht erheblich ist; weiter- 
gehende Ausnahmen bedürfen der Einwilligung des 
für die Finanzen zuständigen Ministers. 

(2) Größeren Beschaffungen und größeren Ent- 
wicklungsvorhaben sind ausreichende Unterlagen 
zugrunde zu legen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 29 

unverändert 


§ 30 

Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, 
größere Entwicklungsvorhaben 

(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen wer- 
den, wenn ausführliche Entwurfszeichnungen und 
Kostenberechnungen vorliegen, es sei denn, daß es 
sich um kleine Maßnahmen handelt. In den Zeich- 
nungen und Berechnungen darf von den in § 17 
bezeichneten Unterlagen nur insoweit abgewichen 
werden, als die Änderung nicht erheblich ist; weiter- 
gehende Ausnahmen bedürfen der Einwilligung des 
für die Finanzen zuständigen Ministers. 

(2) unverändert 


§ 30 a 

Öffentliche Ausschreibung 

Dem Abschluß von Verträgen über Lieferungen 
und Leistungen muß eine öffentliche Ausschrei- 
bung vorausgehen, sofern nicht die Natur des Ge- 
schäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme 
rechtfertigen. 
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§ 31 

Änderung von Verträgen, 

Veränderung von Ansprüchen 

(1) Zum Nachteil des Bundes oder des Landes 
dürfen Verträge nur aufgehoben oder geändert wer- 
den, wenn ein zwingender Grund vorliegt. Ver- 
gleiche dürfen nur abgeschlossen werden, wenn dies 
für den Bund oder das Land zweckmäßig und wirt- 
schaftlich ist. 

(2) Ansprüche dürfen nur 

1. gestundet werden, wenn die sofortige Ein- 
ziehung mit erheblichen Härten für den 
Anspruchsgegner verbunden wäre und der 
Anspruch durch die Stundung nicht gefähr- 
det wird, 

2. niedergeschlagen werden, wenn feststeht, 
daß die Einziehung keinen Erfolg haben 
wird, oder wenn die Kosten der Einzie- 
hung außer Verhältnis zur Höhe des An- 
spruchs stehen, 

3. erlassen werden, wenn die Einziehung 
nach Lage des einzelnen Falles für den 
Anspruchsgegner eine besondere Härte be- 
deuten würde. Das gleiche gilt für die Er- 
stattung oder Anrechnung von geleisteten 
Beträgen. 

(3) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 be- 
dürfen der Einwilligung des für die Finanzen zu- 
ständigen Ministers, soweit er nicht darauf ver- 
zichtet. 

(4) Andere gesetzliche Regelungen bleiben un- 
berührt. 


ABSCHNITT V 

Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung 

§ 32 

Zahlungen 

Zahlungen dürfen nur von Kassen und Zahlstellen 
und nur auf Grund schriftlicher Anordnungen des 
zuständigen Ministers oder der von ihm ermächtig- 
ten Dienststellen angenommen oder geleistet wer- 
den, Der für die Finanzen zuständige Minister kann 
Ausnahmen zulassen. 

§ 33 

Buchführung, Belegpflicht 

über alle Zahlungen ist nach der Zeitfolge und 
nach der im Haushaltsplan oder sonst vorgesehenen 
Ordnung Buch zu führen. Der für die Finanzen 
zuständige Minister kann für eingegangene Ver- 
pflichtungen die Buchführung anordnen. Alle Bu- 
chungen sind zu belegen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 31 

Änderung von Verträgen, 

Veränderung von Ansprüchen 

(1) Verträge dürfen zum Nachteil des Bundes 
oder Landes nur in besonders begründeten Aus- 
nahmefällen aufgehoben oder geändert werden. 
Vergleiche dürfen nur abgeschlossen werden, wenn 
dies für den Bund oder das Land zweckmäßig und 
wirtschaftlich ist. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 

ABSCHNITT IV 

Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung 
§ 32 

unverändert 


§ 33 

Buchführung, Belegpflicht 

Uber alle Zahlungen ist nach der Zeitfolge und 
nach der im Haushaltsplan oder sonst vorgesehenen 
Ordnung Buch zu führen. Der für die Finanzen 
zuständige Minister kann für eingegangene Ver- 
pflichtungen und Geldforderungen die Buchführung 
anordnen. Alle Buchungen sind zu belegen. 
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§ 34 

Buchung nach Haushaltsjahren 

(1) Zahlungen sind nach Haushaltsjahren getrennt 
zu buchen. Der für die Finanzen zuständige Minister 
kann für einzelne Zahlungen sowie für die Buchun- 
gen nach der Zeitfolge Ausnahmen zulassen. 

(2) Alle Zahlungen mit Ausnahme der Fälle nach 
den Absätzen 3 und 4 sind für das Haushaltsjahr 
zu buchen, in dem sie eingegangen oder geleistet 
worden sind. 

(3) Zahlungen, die im abgelaufenen Haushaltsjahr 
fällig waren, jedoch erst später eingehen oder ge- 
leistet werden, sind in den Büchern des abgelau- 
fenen Haushaltsjahres zu buchen, solange die Bücher 
nicht abgeschlossen sind. 

(4) Für das neue Haushaltsjahr sind zu buchen: 

1. Einnahmen, die im neuen Haushaltsjahr 
fällig werden, jedoch vorher eingehen, 

2. Ausgaben, die im neuen Haushaltsjahr 
fällig werden, jedoch wegen des frist- 
gerechten Eingangs beim Empfänger vor- 
her gezahlt werden müssen, 

3. im voraus zu zahlende Dienst-, Versor- 
gungs- und entsprechende Bezüge sowie 
Renten für den ersten Monat des neuen 
Haushaltsjahres. 

(5) Die Absätze 3 und 4 Nr. 1 gelten nicht für 
Steuern, Zölle, Gebühren, andere Abgaben, Geld- 
strafen, Geldbußen sowie damit zusammenhängende 
Kosten. 

(6) Ausnahmen von den Absätzen 2 bis 4 können 
zugelassen werden. 

§ 35 

Vermögensbuchführung, integrierte Buchführung 

Uber das Vermögen und die Schulden ist Buch zu 
führen oder ein anderer Nachweis zu erbringen. 
Soweit über das Vermögen und die Schulden Buch 
geführt wird , kann diese Buchführung mit der Buch- 
führung über die Einnahmen und Ausgaben ver- 
bunden werden. 

§ 36 

Abschluß der Bücher 

(1) Die Bücher sind jährlich abzuschließen. Der für 
die Finanzen zuständige Minister bestimmt den Zeit- 
punkt des Abschlusses. 

(2) Nach dem Abschluß der Bücher dürfen Ein- 
nahmen oder Ausgaben nicht mehr für den abgelau- 
fenen Zeitraum gebucht werden. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 34 

Buchung nach Haushaltsjahren 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Absätze 3 und 4 Nr. 1 gelten nicht für 
Steuern, Gebühren, andere Abgaben, Geldstrafen, 
Geldbußen sowie damit zusammenhängende Kosten. 

(6) unverändert 

§ 35 

Vermögensbuchführung, integrierte Buchführung 

über das Vermögen und die Schulden ist Buch zu 
führen oder ein anderer Nachweis zu erbringen. 
Die Buchführung über das Vermögen und die 
Schulden kann mit der Buchführung über die Ein- 
nahmen und Ausgaben verbunden werden. 

§ 36 

unverändert 
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§ 37 

Rechnungslegung 

(1) Die zuständigen Stellen haben für jedes Haus- 
haltsjahr durch die abgeschlossenen Bücher Rech- 
nung zu legen. Der für die Finanzen zuständige 
Minister kann im Einvernehmen mit dem Rechnungs- 
hof bestimmen, daß für einen anderen Zeitraum 
Rechnung zu legen ist. 

(2) Auf der Grundlage der abgeschlossenen Bücher 
stellt der für die Finanzen zuständige Minister für 
jedes Haushaltsjahr die Haushaltsrechnung auf. 


§ 38 

Gliederung der Haushaltsrechnung 

(1) In der Haushaltsrechnung sind die Einnahmen 
und Ausgaben nach der in § 33 bezeichneten Ord- 
nung den Ansätzen des Haushaltsplans unter Be- 
rücksichtigung der Einnahme- und Ausgabereste 
(Haushaltsreste) und der Vorgriffe gegenüber- 
zustellen. 

(2) Bei den einzelnen Titeln und entsprechend bei 
den Schlußsummen sind besonders anzugeben: 

1. bei den Einnahmen: 

a) die Ist-Einnahmen, 

b) die zu übertragenden Einnahmereste, 

c) die Summe der Ist-Einnahmen und der 
zu übertragenden Einnahmereste, 

d) die vermögenswirksamen Beträge der 
Ist-Einnahmen, soweit eine Ver- 
mögensbuchführung besteht, 

e) die veranschlagten Einnahmen, 

f) die aus dem Vorjahr übertragenen 
Einnahmereste, 

g) die Summe der veranschlagten Ein- 
nahmen und der übertragenen Ein- 
nahmereste, 

h) der Mehr- oder Minderbetrag der 
Summe aus Buchstabe c gegenüber 
der Summe aus Buchstabe g; 

2. bei den Ausgaben: 

a) die Ist- Ausgaben, 

b) die zu übertragenden Ausgabereste 
oder die Vorgriffe, 

c) die Summe der Ist-Ausgaben und der 
zu übertragenden Ausgabereste oder 
der Vorgriffe, 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 37 

Rechnungslegung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) über eingegangene Verpflichtungen und 
Geldforderungen ist Rechnung zu legen, soweit sie 
nach § 33 Satz 2 der Buchführung unterliegen. Ent- 
sprechendes gilt, soweit nach § 35 Satz 1 über das 
Vermögen und die Schulden Buch geführt wird. 

§ 38 

Gliederung der Haushaltsrechnung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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d) die vermögenswirksamen Beträge der 
Ist-Ausgaben, soweit eine Vermögens- 
buchführung besteht, 

e) die veranschlagten Ausgaben, 

f) die aus dem Vorjahr übertragenen 
Ausgabereste oder die Vorgriffe, 

g) die Summe der veranschlagten Aus- 
gaben und der übertragenen Ausgabe- 
reste oder der Vorgriffe, 

h) der Mehr- oder Minderbetrag der 
Summe aus Buchstabe c gegenüber 
der Summe aus Buchstabe g, 

i) der Betrag der über- oder außerplan- 
mäßigen Ausgaben sowie der Vor- 
griffe. 


§ 39 

Abschluß zur Haushaltsrechnung 

In Abschluß zur Haushaltsrechnung sind nachzu- 
weisen; 

1. a) die Summe der Ist-Einnahmen, 

b) die Summe der Ist-Ausgaben, 

c) das kassenmäßige Jahresergebnis aus Buch- 
stabe a abzüglich Buchstabe b, 

d) die haushaltsmäßig noch nicht abgewickel- 
ten kassenmäßigen Jahresergebnisse frü- 
herer Jahre, 

e) das kassenmäßige Gesamtergebnis aus 
Buchstabe c und Buchstabe d; 

2. a) die aus dem Vorjahr übertragenen Haus- 

haltsreste, 

b) die in das folgende Haushaltsjahr zu über- 
tragenden Haushaltsreste, 

c) der Unterschied aus Buchstabe a und Buch- 
stabe b, 

d) das rechnungsmäßige Jahresergebnis aus 
Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 
Buchstabe c, 

e) das rechnungsmäßige Gesamtergebnis aus 
Nummer 1 Buchstabe e und Nummer 2 
Buchstabe b; 

3. a) die Summe der Ist-Einnahmen mit Aus- 

nahme der Einnahmen aus Krediten, der 
Entnahmen aus Rücklagen, der Einnahmen 
aus Überschüssen und der Münzeinnahmen, 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(3) Für die jeweiligen Ausgaben und entspre- 
chend für die Schlußsummen ist die Hohe der ein- 
gegangenen Verpflichtungen und Geldforderungen 
besonders anzugeben, soweit sie nach § 33 Satz 2 
der Buchführung unterliegen. 


§ 39 

Kassenmäßiger Abschluß 

In dem kassenmäßigen Abschluß sind nachzu- 
weisen: 

1. a) unverändert 

b) unverändert 

c) der Unterschied aus Buchstabe a und 
Buchstabe b (kassenmäßiges Jahresergeb- 
nis), 

d) unverändert 

e) unverändert 

Nummer 2 entfällt 


3. a) die Summe der Ist-Einnahmen mit Aus- 
nahme der Einnahmen aus Krediten vom 
Kreditmarkt, der Entnahmen aus Rück- 
lagen, der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen und der Münzeinnahmen, 
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b) die Summe der Ist-Ausgaben mit Aus- 
nahme der Tilgungsausgaben und der Zu- 
führungen an Rücklagen; als Tilgungsaus- 
gabe gilt auch die Deckung eines Fehlbe- 
trags, 

c) der Unterschied aus Buchstabe a und Buch- 
stabe b (Finanzierungsrechnung). 


Drucksache V/4379 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

b) die Summe der Ist-Ausgaben mit Aus- 
nahme der Ausgaben zur Schuldentilgung 
am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rück- 
lagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags, 

c) der Finanzierungssaldo aus Buchstabe a 
und Buchstabe b. 


§ 39 a 

Haushaltsabschluß 

In dem Haushaltsabschluß sind nachzuweisen: 

1. a) das kassenmäßige Jahresergebnis nach 

§ 39 Nr. 1 Buchstabe c, 

b) das kassenmäßige Gesamtergebnis nach 
§ 39 Nr. 1 Buchstabe e; 

2. a) die aus dem Vorjahr übertragenen Ein- 

nahmereste und Ausgabereste, 

b) die in das folgende Haushaltsjahr zu über- 
tragenden Einnahmereste und Ausgabe- 
reste, 

c) der Unterschied aus Buchstabe a und Buch- 
stabe b, 

d) das rechnungsmäßige Jahresergebnis aus 
Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 
Buchstabe c, 

e) das rechnungsmäßige Gesamtergebnis aus* 
Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 
Buchstabe b; 

3. die Höhe der eingegangenen Verpflichtungen 
und Geldforderungen, soweit sie nach § 33 
Satz 2 der Buchführung unterliegen. 


§ 39 b 

Abschlußbericht 

Der kassenmäßige Abschluß und der Haushalts- 
abschluß sind in einem Bericht zu erläutern. 


ABSCHNITT VI 


ABSCHNITT V 


Prüfung und Entlastung 


Prüfung und Entlastung 


§ 40 § 40 

Aufgaben des Rechnungshofes Aufgaben des Rechnungshofes 

(1) Die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsfüh- (1) unverändert 

rung des Bundes und der Länder einschließlich ihrer 

Sondervermögen und Betriebe wird von Rechnungs- 
höfen geprüft. 

(2) Der Rechnungshof prüft insbesondere (2) unverändert 

1. die Einnahmen, Ausgaben und Verpflich- 
tungen zur Leistung von Ausgaben, 
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2. Maßnahmen, die sich finanziell auswirken 
können, 

3. das Vermögen und die Schulden. 

(3) Der Rechnungshof kann nach seinem Ermessen 
die Prüfung beschränken und Rechnungen ungeprüft 
lassen. 

(4) Durch Gesetz kann zugelassen werden, daß die 
Prüfung bei den Ausgaben unterbleibt, für die mit 
Rücksicht auf ihren Verwendungszweck durch Haus- 
haltsvermerk auf Rechnungslegung im einzelnen 
verzichtet ist. 

(5) Auf Grund von Prüfungserfahrungen kann der 
Rechnungshof beraten. Das Nähere wird durch Ge- 
setz geregelt. 

§ 41 

Prüfung bei Stellen außerhalb der Verwaltung 

(1) Der Rechnungshof ist, unbeschadet weiter- 
gehender landesrechtlicher Bestimmungen, berech- 
tigt, bei Stellen außerhalb der Verwaltung des Bun- 
des oder des Landes zu prüfen, wenn sie 

1. Teile des Haushaltsplans ausführen oder 
vom Bund oder vom Land Ersatz von 
Aufwendungen erhalten, 

2. Mittel oder Vermögensgegenstände des 
Bundes oder des Landes verwalten oder 

3. vom Bund oder Land Zuwendungen er- 
halten. 

Leiten diese Stellen die Mittel an Dritte weiter, 
so kann der Rechnungshof auch bei diesen prüfen. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf die bestimmungs- 
mäßige und wirtschaftliche Verwaltung und Ver- 
wendung. Bei Zuwendungen kann sie sich auch auf 
die sonstige Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Empfängers erstrecken, soweit es der Rechnungshof 
für seine Prüfung für notwendig hält. 

(3) Bei der Gewährung von Krediten aus Haus- 
haltsmitteln sowie bei der Übernahme von Bürg- 
schaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistun- 
gen durch den Bund oder das Land kann der Rech- 
nungshof bei den Beteiligten prüfen, ob sie aus- 
reichende Vorkehrungen gegen Nachteile für den 
Bund oder das Land getroffen oder ob die Voraus- 
setzungen für eine Inanspruchnahme des Bundes 
oder des Landes Vorgelegen haben. 

§ 42 

Prüfung staatlicher Betätigung 
bei privatrechtlichen Unternehmen 

(1) Der Rechnungshof prüft die Betätigung des 
Bundes oder des Landes bei Unternehmen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts, an denen der Bund 
oder das Land unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
ist, unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(3) unverändert 

(4) Die Durchführung der Prüfung von geheim- 
zuhaltenden Angelegenheiten kann gesetzlich be- 
sonders geregelt werden. 

(5) unverändert 


§ 41 

unverändert 


§ 42 

unverändert 


18 



Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4379 


Entwurf 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, in denen der Bund 
oder das Land Mitglied ist, 

§ 43 

Gemeinsame Prüfung 

Sind für die Prüfung mehrere Rechnungshöfe zu- 
ständig, so soll gemeinsam geprüft werden. Soweit 
nicht die Prüfung durch einen bestimmten Rech- 
nungshof verfassungsrechtlich vorgeschrieben ist, 
können die Rechnungshöfe einander durch Verein- 
barung Prüfungsaufgaben übertragen. 

§ 44 

Ergebnis der Prüfung 

(1) Der Rechnungshof faßt das Ergebnis seiner 
Prüfung, soweit es für die Entlastung der Regierung 
von Bedeutung sein kann, jährlich in einem Bericht 
für die gesetzgebenden Körperschaften zusammen. 

(2) In den Bericht können Feststellungen auch über 
spätere oder frühere Haushaltsjahre aufgenommen 
werden. 

(3) über Angelegenheiten von besonderer Bedeu- 
tung kann der Rechnungshof die Regierung jederzeit 
unterrichten und den Bericht auch für die gesetz- 
gebenden Körperschaften bestimmen. 

§ 45 

Entlastung, Rechnung des Rechnungshofes 

(1) Die gesetzgebenden Körperschaften beschlie- 
ßen auf Grund der Rechnung und des jährlichen 
Berichts des Rechnungshofes über die Entlastung 
der Regierung. 

(2) Die Rechnung des Rechnungshofes wird von 
den gesetzgebenden Körperschaften geprüft. 


ABSCHNITT VII 

Sondervermögen des Bundes oder des Landes 
und bundesunmittelbare oder landesunmittel- 
bare juristische Personen des öffentlichen Rechts 

§ 46 

Grundsatz 

(1) Auf Sondervermögen des Bundes oder des 
Landes und bundes- oder landesunmittelbare juri- 
stische Personen des öffentlichen Rechts ist dieses 
Gesetz entsprechend anzuwenden, soweit durch Ge- 
setz oder auf Grund eines Gesetzes nichts anderes 
bestimmt ist. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 43 

unverändert 


§ 44 

Ergebnis der Prüfung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Uber Angelegenheiten von besonderer Bedeu- 
tung kann der Rechnungshof die gesetzgebenden 
Körperschaften und die Regierung jederzeit unter- 
richten. 

§ 45 

Entlastung, Rechnung des Rechnungshofes 

(1) unverändert 

(2) Die Rechnung des Rechnungshofes wird von 
den gesetzgebenden Körperschaften geprüft, die 

auch die Entlastung erteilen. 


ABSCHNITT VI 

Sondervermögen des Bundes oder des Landes 
und bundesunmittelbare oder landesunmittel- 
bare juristische Personen des öffentlichen Rechts 

§ 46 

Grundsatz 

(1) unverändert 
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(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts sind un- 
abhängig von der Höhe der Beteiligung des Bundes 
oder des Landes die §§ 40 bis 44 entsprechend anzu- 
wenden. 


TEIL II 

Vorschriften, die einheitlich und 
unmittelbar gelten 

§ 47 

Grundsatz 

Die Vorschriften dieses Teils gelten einheitlich 
und unmittelbar für den Bund und die Länder. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts sind un- 
abhängig von der Höhe der Beteiligung des Bundes 
oder des Landes die §§ 40 bis 44 entsprechend anzu- 
wenden. Durch Gesetz kann zugelassen werden, 
daß die entsprechende Anwendung der §§ 40 bis 44 
entfällt. Die nach bisherigem Recht zugelassenen 
Ausnahmen bleiben unberührt. 

(3) Für Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person des privaten Rechts, an denen 
die in Absatz 2 Satz 1 genannten Unternehmen un- 
mittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt 
sind, gelten die §§50 und 50 a entsprechend. 


TEIL II 

Vorschriften, die einheitlich und 
unmittelbar gelten 

§ 47 

unverändert 

§ 47 a 

Verfahren bei der Finanzplanung 

(1) Bund und Länder legen ihrer Haushaltswirt- 
schaft je für sich eine fünfjährige Finanzplanung 
zugrunde (§ 9 Abs. 1 und § 14 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft). 

(2) Das erste Planungsjahr der Finanzplanung ist 
das laufende Haushaltsjahr. 

(2 a) Der Finanzplan (§ 9 Abs. 2 Satz 2 des Ge- 
setzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft) ist den gesetzgebenden Kör- 
perschaften spätestens im Zusammenhang mit dem 
Entwurf des Haushaltsgesetzes für das nächste 
Haushaltsjahr vorzulegen. Die gesetzgebenden 
Körperschaften können die Vorlage von Alter- 
nativrechnungen verlangen. 

(2 b) Im Finanzplan sind die vorgesehenen In- 
vestitionsschwerpunkte zu erläutern und zu be- 
gründen. 

(2 c) Den gesetzgebenden Körperschaften sind 
die auf der Grundlage der Finanzplanung über- 
arbeiteten mehrjährigen Investitionsprogramme 
(§10 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft) vorzulegen. 

(3) Die Planung nach § 11 Satz 1 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft ist für Investitionsvorhaben des drit- 
ten Planungsjahres in ausreichendem Umfang so 
vorzubereiten, daß mit ihrer Durchführung kurz- 
fristig begonnen werden kann. 
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§ 48 

Finanzplanungsrat 

(1) Bei der Bundesregierung wird ein Finanz- 
planungsrat gebildet. Dem Finanzplanungsrat ge- 
hören an: 

1. die Bundesminister der Finanzen und für 
Wirtschaft, 

2. die für die Finanzen zuständigen Minister 
der Länder, 

3. vier Vertreter der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände, die vom Bundesrat auf 
Vorschlag der kommunalen Spitzenver- 
bände bestimmt werden. 

Die Deutsche Bundesbank kann an den Beratun- 
gen des Finanzplanungsrates teilnehmen. 

(2) Der Finanzplanungsrat gibt Empfehlungen für 
eine Koordinierung der Finanzplanungen des Bun- 
des, der Länder und der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände. Dabei sollen eine einheitliche Systematik 
der Finanzplanungen aufgestellt sowie einheitliche 
Volks- und finanzwirtschaftliche Annahmen für die 
Finanzplanungen und Schwerpunkte für die Erfül- 
lung der öffentlichen Aufgaben ermittelt werden. 


(3) Die voraussichtlichen Einnahmen und Aus- 
gaben der in § 49 genannten Einrichtungen sollen in 
die Beratungen und Empfehlungen einbezogen wer- 
den, soweit sie nicht schon in den Finanzplanungen 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden und 
Gemeindeverbände enthalten sind. 

(4) Den Vorsitz im Finanzplanungsrat führt der 
Bundesminister der Finanzen. 

(5) Der Finanzplanungsrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§ 49 

Auskunftspflicht 

( 1 ) Die Sondervermögen und Betriebe des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden und Gemeindever- 
bände sowie die bundes- und icmdesunmittelbaren 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts haben 


(4) Die Regierung soll rechtzeitig geeignete 
Maßnahmen treffen, die nach der Finanzplanung 
erforderlich sind, um eine geordnete Haushalts- 
entwicklung unter Berücksichtigung des voraus- 
sichtlichen gesamtwirtschaftlichen Leistungsver- 
mögens in den einzelnen Planungsjahren zu sichern. 

§ 48 

Finanzplanungsrat 

(1) unverändert 


(2) Der Finanzplanungsrat gibt Empfehlungen für 
eine Koordinierung der Finanzplanungen des Bun- 
des, der Länder und der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände. Dabei sollen eine einheitliche Systematik 
der Finanzplanungen aufgestellt sowie einheitliche 
volks- und finanzwirtschaftliche Annahmen für die 
Finanzplanungen und Schwerpunkte für eine den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen entsprechende 
Erfüllung der öffentlichen Aufgaben ermittelt 
werden. Die vom Konjunkturrat für die öffent- 
liche Hand zur Erreichung der Ziele des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität des Wachstums der 
Wirtschaft für erforderlich gehaltenen Maßnahmen 
sollen berücksichtigt werden. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 49 

Auskunftspflicht 

(1) Bund und Länder erteilen durch ihre für 
die Finanzen zuständigen Minister dem Finanz- 
planungsrat die Auskünfte, die dieser zur Wahr- 
nehmung seiner Aufgaben benötigt. Die Aus- 
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den für sie zuständigen Gebietskörperschaften die 
Auskünfte zu erteilen, die der F inanzplanungsrat 
zur Durchführung seiner Aufgaben benötigt. 

(2) Die Auskünfte sind von den zuständigen Stel- 
len an den Finanzplanungsrat weiierzuleiten. 


(3) Die Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung, der gesetzlichen Unfallversicherung und der 
gesetzlichen Rentenversicherungen einschließlich der 
Altershilfe für Landwirte, ihre Verbände und Ver- 
einigungen sowie die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung haben die 
Auskünfte dem Finanzplanungsrat über den Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung zu erteilen; 
landesunmittelbare Körperschaften leiten die Aus- 
künfte über die für die Sozialversicherung zustän- 
dige oberste Verwaltungsbehörde des Landes zu, 
in dem sie ihren Sitz haben. 


§ 50 

Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen 

(1) Steht einer Gebietskörperschaft allein oder 
zusammen mit anderen Gebietskörperschaften die 
Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 
Rechtsform des privaten Rechts oder die Mehrheit 
der Stimmrechte zu, so hat sie folgende Rechte: 


1. Das Unternehmen hat im Rahmen der 
Abschlußprüfung auch seine Geschäftsfüh- 
rung nach Richtlinien der Gebietskörper- 
schaft prüfen zu lassen. Der Prüfungsbe- 
richt ist der Gebietskörperschaft unver- 
züglich nach Eingang zu übersenden. Hat 
das Unternehmen einen Konzernabschluß 
aufzustellen , so ist auch der Prüfungsbe- 
richt der Konzernabschlußprüfer der Ge- 
bietskörperschaft zu übersenden. 


— 5. Wahlperiode 
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kunftserteilung umfaßt auch die Vorlegung der 
in den jeweiligen Zuständigkeitsbereichen auf- 
gestellten Finanzplanungen. 

(2) Die Länder erteilen auch die Auskünfte für 
ihre Gemeinden und sonstigen kommunalen Körper- 
schaften. Das gleiche gilt für Sondervermögen und 
Betriebe der Länder, der Gemeinden und der Ge- 
meindeverbände sowie für die landesunmittelbaren 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, deren 
Einbeziehung in die Finanzplanung und die Beratun- 
gen des Finanzplanungsrates erforderlich ist. Die 
Länder regeln das Verfahren. 

(3) Sondervermögen und Betriebe des Bundes 
sowie die bundesunmittelbaren juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts erteilen die erfor- 
derlichen Auskünfte dem Bundesminister der 
Finanzen, der sie dem Finanzplanungsrat zuleitet. 


(4) Die Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung, der gesetzlichen Unfallversicherung und der 
gesetzlichen Rentenversicherungen einschließlich der 
Altershilfe für Landwirte, ihre Verbände sowie 
die sonstigen Vereinigungen auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung und die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
erteilen dem Bundesminister der Finanzen die für 
den Finanzplanungsrat erforderlichen Auskünfte 
über den Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung; landesunmittelbare Körperschaften leiten 
die Auskünfte über die für die Sozialversicherung 
zuständige oberste Verwaltungsbehörde des Landes 
zu. 

§ 50 

Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen 

(1) Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehr- 
heit der Anteile eines Unternehmens in einer 
Rechtsform des privaten Rechts oder gehört ihr 
mindestens der vierte Teil der Anteile und steht 
ihr zusammen mit anderen Gebietskörperschaften 
die Mehrheit der Anteile zu, so kann sie verlan- 
gen, daß das Unternehmen 

1 . im Rahmen der Abschlußprüfung auch die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh- 
rung prüfen läßt; 
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2. Auf Verlangen der Gebietskörperschaft 
hat das Unternehmen eine Ergänzung der 
Prüfung vornehmen zu lassen, wenn die 
von dem Unternehmen veranlaßte Prüfung 
nicht dem Gesetz, der Satzung oder den 
Richtlinien nach Nummer 1 entspricht. 

3. Die Gebietskörperschaft ist berechtigt, den 
Betrieb, die Bücher und die Schriften des 
Unternehmens einzusehen sowie von dem 
Unternehmen Aufklärungen und Nach- 
weise zu verlangen, soweit das Unterneh- 
men einem Verlangen nach Nummer 2 
nicht nachkommt. Dieses Recht kann auch 
durch sachverständige Prüfer ausgeübt 
werden. 

4. Die Gebietskörperschaft kann sich zur Klä- 
rung von Fragen, die bei der Prüfung auf - 
treten, unmittelbar unterrichten und zu 
diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und 
die Schriften des Unternehmens einsehen; 
sie übt diese Rechte durch ihre Rechnungs- 
prüfungsbehörde aus. 

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als 
Anteile der Gebietskörperschaft auch Anteile, die 
einem Sondervermögen der Gebietskörperschaft ge- 
hören. Als Anteile der Gebietskörperschaft gelten 
ferner Anteile, die Unternehmen gehören, bei denen 
die Rechte aus Absatz 1 der Gebietskörperschaft 
zustehen, auch wenn auf die Ausübung verzichtet 
ist. 

(3) Die Gebietskörperschaft kann aus wichtigem 
Grund durch Erklärung gegenüber dem Unternehmen 
auf die Ausübung der Rechte nach Absatz 1 ver- 
zichten. 

(4) Stehen auf Grund der Absätze 1 und 2 Rechte 
nach Absatz 1 mehreren Gebietskörperschaften zu, 
so können sie nur von einer Gebietskörperschaft 
ausgeübt werden. Haben die beteiligten Gebiets- 
körperschaften nichts anderes vereinbart, werden die 
Rechte durch die Gebietskörperschaft ausgeübt, 
welche die größte Beteiligung hat. Werden hiernach 
die Rechte nach Absatz 1 Nr. 4 nicht vom Bund oder 
einem Land ausgeübt, können deren Rechnungs- 
prüfungsbehörden an der Prüfung mitwirken. 
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2. die Abschlußprüfer beauftragt, in ihrem 
Bericht auch darzustellen, 

a) die Entwicklung der Vermögens- und 
Ertragslage sowie die Liquidität und 
Rentabilität der Gesellschaft, 

b) verlustbringende Geschäfte und die 
Ursachen der Verluste, wenn diese 
Geschäfte und die Ursachen für die 
Vermögens- und Ertragslage von Be- 
deutung waren, 

c) die Ursachen eines in der Gewinn- 
und Verlustrechnung ausgewiesenen 
Jahresfehlbetrages; 

3. ihr den Prüfungsbericht der Abschlußprü- 
fer und, wenn das Unternehmen einen 
Konzernabschluß aufzustellen hat, auch 
den Prüfungsbericht der Konzernabschluß- 
prüfer unverzüglich nach Eingang über- 
senden. 


(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als 
Anteile der Gebietskörperschaft auch Anteile, die 
einem Sondervermögen der Gebietskörperschaft ge- 
hören. Als Anteile der Gebietskörperschaft gelten 
ferner Anteile, die Unternehmen gehören, bei denen 
die Rechte aus Absatz 1 der Gebietskörperschaft 
zustehen. 


Absatz 3 entfällt 


Absatz 4 entfällt 


§ 50 a 

Unterrichtung der Rechnungsprüfungsbehörde 

(1) In den Fällen des § 50 kann in der Satzung 
(im Gesellschaftsvertrag) mit Dreiviertelmehrheit 
des vertretenen Kapitals bestimmt werden, daß 
sich die Rechnungsprüfungsbehörde der Gebiets- 
körperschaft zur Klärung von Fragen, die bei der 
Prüfung nach § 42 auftreten, unmittelbar unter- 
richten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bü- 
cher und die Schriften des Unternehmens einsehen 
kann. 
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§ 51 

Prüfung von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 

(1) Erhält eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, die nicht Gebietskörperschaft oder Religions- 
gesellschaft des öffentlichen Rechts nach Artikel 137 
Abs. 5 der Deutschen Verfassung vom 1 1. August 1919 
ist, auf Grund eines Gesetzes von einer Gebiets- 
körperschaft Zuschüsse oder ist eine Garantiever- 
pflichtung der Gebietskörperschaft gesetzlich begrün- 
det, so prüft der Rechnungshof der Gebietskörper- 
schaft die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
juristischen Person. Entsprechendes gilt, wenn die 
Prüfung mit Zustimmung des Rechnungshofes in der 
Satzung vorgesehen ist. Prüfungsrechte anderer 
Rechnungshöfe nach § 46 bleiben unberührt. 


(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts ist unab- 
hängig von der Höhe der Beteiligung des Bundes 
oder des Landes § 50 Abs. 1, 3 und 4 entsprechend 
anzuwenden. 


§ 52 

Rechte des Rechnungshofes, Vorprüfung 

(1) Erlassen oder erläutern die obersten Behörden 
einer Gebietskörperschaft allgemeine Vorschriften, 
welche die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 
einer anderen Gebietskörperschaft betreffen oder 
sich auf deren Einnahmen oder Ausgaben auswir- 
ken, so ist der Rechnungshof der anderen Gebiets- 
körperschaft unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Bevor Stellen außerhalb einer Gebietskörper- 
schaft, die Teile des Haushaltsplans der Gebiets- 
körperschaft ausführen, Verwaltungsvorschriften zur 
Durchführung der für die Gebietskörperschaft gel- 
tenden Haushaltsordnung oder eines entsprechenden 
Gesetzes erlassen, ist der Rechnungshof der Gebiets- 
körperschaft zu hören. 

(3) Führt eine Gebietskörperschaft Teile des Haus- 
haltsplans einer anderen Gebietskörperschaft aus 
oder erhält sie von dieser Ersatz von Aufwendungen 
oder verwaltet sie Mittel oder Vermögensgegen- 
stände dieser Gebietskörperschaft, so hat sie inso- 
weit eine im Bereich dieser Gebietskörperschaft 
gesetzlich vorgeschriebene Vorprüfung unter ent- 
sprechender Anwendung der für sie geltenden Vor- 
schriften durchzuführen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(2) Ein vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begründetes Recht der Rechnungsprüfungsbehörde 
auf unmittelbare Unterrichtung bleibt unberührt. 

§ 51 

Prüfung von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 

(1) Erhält eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, die nicht Gebietskörperschaft, Gemeinde- 
verband, Zusammenschluß von Gebietskörperschaf- 
ten oder Gemeindeverbänden oder Religionsgesell- 
schaft des öffentlichen Rechts nach Artikel 137 
Abs. 5 der Deutschen Verfassung vom 11. August 
1919 ist, vom Bund oder einem Land Zuschüsse, 
die dem Grund oder der Höhe nach gesetzlich 
begründet sind, oder ist eine Garantieverpflichtung 
des Bundes oder eines Landes gesetzlich begrün- 
det, so prüft der Rechnungshof des Bundes oder des 
Landes die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
juristischen Person. Entsprechendes gilt, wenn die 
Prüfung mit Zustimmung eines Rechnungshofes in 
der Satzung vorgesehen ist. Andere Prüfungsrechte, 
die nach § 46 begründet werden, bleiben unberührt. 

(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts ist unab- 
hängig von der Höhe der Beteiligung des Bundes 
oder des Landes § 50 entsprechend anzuwenden, 

soweit die Unternehmen nicht von der Rechnungs- 
prüfung freigestellt sind (§ 46 Abs. 2 Satz 2 und 3). 

§ 52 

Rechte der Rechnungsprüfungsbehörde, Vorprüfung 

(1) Erlassen oder erläutern die obersten Behörden 
einer Gebietskörperschaft allgemeine Vorschriften, 
welche die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel einer 
anderen Gebietskörperschaft betreffen oder sich auf 
deren Einnahmen oder Ausgaben auswirken, so ist 
die Rechnungsprüfungsbehörde der anderen Ge- 
bietskörperschaft unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Bevor Stellen außerhalb einer Gebietskörper- 
schaft, die Teile des Haushaltsplans der Gebiets- 
körperschaft ausführen, Verwaltungsvorschriften zur 
Durchführung der für die Gebietskörperschaft gel- 
tenden Haushaltsordnung oder eines entsprechenden 
Gesetzes erlassen, ist die Rechnungsprüfungsbe- 
hörde der Gebietskörperschaft zu hören. 

(3) Führt eine Gebietskörperschaft Teile des Haus- 
haltsplans einer anderen Gebietskörperschaft aus 
oder erhält sie von dieser Ersatz von Aufwendungen 
oder verwaltet sie Mittel oder Vermögensgegen- 
stände dieser Gebietskörperschaft, so hat sie inso- 
weit eine im Bereich dieser Gebietskörperschaft 
gesetzlich vorgeschriebene Vorprüfung unter ent- 
sprechender Anwendung der für sie geltenden Vor- 
schriften durchzuführen, soweit mit der Rechnungs- 
prüfungsbehörde nichts anderes vereinbart ist. 
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TEIL III 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 53 

öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amtsverhältnisse, 
Zuständigkeitsregelungen 

(1) Bestimmungen dieses Gesetzes für Beamte sind 
auf andere öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amts- 
verhältnisse entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Befugnisse, die dem für die Finanzen zu- 
ständigen Minister zustehen, können durch Gesetz 
einer anderen Stelle übertragen werden. Die in der 
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
getroffenen Regelungen, daß es für die Feststellung 
des Haushaltsplans sowie für die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen, deren Wirkung über ein Rech- 
nungsjahr hinausgeht oder die nicht zum regelmäßi- 
gen Gang der Verwaltung gehört, lediglich eines 
Beschlusses der Bürgerschaft bedarf, bleiben un- 
berührt. Das gleiche gilt für die Zuständigkeits- 
regelungen in der Freien und Hansestadt Hamburg. 

(3) Durch Gesetz kann zugelassen werden, daß 
§ 18 Satz 1 erst vier Jahre nach Inkrafttreten der 
Regelung gemäß § 1 Satz 2 angewendet wird. 


§ 52 a 

Bundeskassen, Landeskassen 

(1) Die Aufgaben der Kassen bei der Annahme 
und der Leistung von Zahlungen für den Bund wer- 
den für alle Stellen innerhalb und außerhalb der 
Bundesverwaltung von den Bundeskassen wahr- 
genommen, soweit es sich nicht um die Erhebung 
von Steuern handelt, die von den Landesfinanz- 
behörden verwaltet werden. 

(2) Die Aufgaben der Kassen bei der Annahme 
und der Leistung von Zahlungen für das Land wer- 
den für alle Stellen innerhalb und außerhalb der 
Landesverwaltung von den Landeskassen wahr- 
genommen, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Für einen Zeitraum von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes können Aufgaben der 
Kassen bei der Annahme und der Leistung von 
Zahlungen für den Bund auch von anderen Kassen 
als Bundeskassen wahrgenommen werden. 


TEIL III 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 53 

Öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amtsverhältnisse, 
Zuständigkeitsregelungen 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes für Beamte sind, 
auf andere öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amts- 
verhältnisse entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Befugnisse, die dem für die Finanzen zu- 
ständigen Minister zustehen, können einer anderen 
Stelle übertragen werden. In der Freien und 
Hansestadt Hamburg bestimmt der Senat die Stelle, 
der die Befugnisse des für die Finanzen zuständigen 
Ministers zustehen. Die in der Verfassung der 
Freien und Hansestadt Flamburg getroffenen Rege- 
lungen, daß es für die Feststellung des Haushalts- 
plans sowie für die Übernahme von Sicherheits- 
leistungen, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr 
hinausgeht oder die nicht zum regelmäßigen Gang 
der Verwaltung gehört, lediglich eines Beschlusses 
der Bürgerschaft bedarf, bleiben unberührt. 

(3) unverändert 


§ 53 a 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

(1) § 10 des Finanzverwaltungsgesetzes vom 

6. September 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 448), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
strafrechtlicher Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung und anderer Gesetze vom 12. August 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 953), erhält folgende Fassung: 
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§ 54 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 55 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

„§ 10 

Bundeskassen und Landeskassen 

(1) Bei der Oberfinanzdirektion bestehen eine 
Bundeskasse zur Wahrnehmung von Kassen- 
geschäften des Bundes und eine Landeskasse 
zur Wahrnehmung von Kassengeschäften des 
Landes. 

(2) Der Bundeskasse kann die Wahrnehmung 
von Kassengeschäften des Bundes und der Lan- 
deskasse die Wahrnehmung von Kassengeschäf- 
ten des Landes für mehrere Oberfinanzdirektio- 
nen oder für Teile hiervon übertragen werden." 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes verlieren 
die Leiter der Oberfinanzkassen, soweit sie vor 
ihrer Bestellung Landesbeamte waren, die Eigen- 
schaft eines Bundesbeamten, und soweit sie vor 
ihrer Bestellung Bundesbeamte waren, die Eigen- 
schaft eines Landesbeamten. Die Rechtsstellung der 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
Ruhestandsbeamten und Hinterbliebenen bleibt un- 
berührt. 

§ 54 

unverändert 


§ 55 

unverändert 
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